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1 Einleitung: Zweckbeziehungen der ungleichen Partner

A ls am 10. Oktober 2015 in Berlin bis zu 250.000 Menschen gegen das transatlantische 
Freihandelsabkommen TTIP protestierten, erlebte die Bundeshauptstadt einen bemer-

kenswerten Tag. Nicht nur übertraf die seit vielen Jahren größte Demonstration in Deutschland 
selbst die optimistischsten Erwartungen der Veranstalter bei Weitem, auch schmiedeten die 
Organisatoren ein Bündnis aus Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen in einer bis 
dahin nie dagewesenen Form. Fast euphorisch beschwor manch Funktionär später die neue 
Dimension der Zusammenarbeit. Wuchs also auf der Demo-Route zwischen Washingtonplatz und 
Siegessäule zusammen, was zusammengehört?

Die Antwort lautet, das lässt sich nicht einmal ein Jahr später sagen: Nein. Was in Berlin geschah – 
so wird im Folgenden auf Grundlage einer Untersuchung von Bündnisbeziehungen argumentiert –, 
war nichts als eine weitere Affäre, wie es sie zwischen Gewerkschaften1 und Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs)2 seit den 1980er-Jahren immer wieder gegeben hat (Krüger 2002a: 29/30). 
Dabei erscheint auf den ersten Blick eine Annäherung von Gewerkschaften und NGOs angesichts 
der Globalisierung von Produktions- und Wertschöpfungsprozessen und den daraus resultieren-
den (und gleichsam internationalisierten) Gerechtigkeits- und Verteilungsfragen naheliegend. Die 
Aushandlungsprozesse zwischen Arbeit, Kapital und Gesellschaft werden nicht nur internationaler, 
sondern gleichzeitig steigt vor allem die Anzahl der gesellschaftlichen Anspruchsgruppen und 
thematischen Felder. Politische, ökonomische und ethische Rahmenbedingungen werden immer 
weniger regulativ von staatlicher Seite gesetzt und stattdessen zunehmend unter Beteiligung von 
Multi-Stakeholder-Verfahren in Form von nicht verbindlichen Übereinkünften, Absichtserklärungen 
oder Leitlinien ausgehandelt und konstituiert. Solche Multi-Stakeholder-Initiativen wie das 
Bündnis für nachhaltige Textilien oder das Nationale CSR-Forum bringen Gewerkschaften und 
NGOs inzwischen zwar häufiger als in der Vergangenheit an einen Tisch. Doch trotz berichteter 
positiver Erfahrungen gibt es keine Hinweise, dass daraus in Zukunft ein grundlegend anderes 
Verhältnis, eine Zusammenarbeit in wesentlich intensiverem Maß auch außerhalb der betreffen-
den Gremien resultieren könnte.

So ernsthaft manch Annäherungsversuch der NGOs auch sein mag, bleibt er fast immer unerwi-
dert. Wo die „ungleichen Partner“ (Schmidt 2006b) doch zueinander finden, führen sie nicht mehr 
als eine Zweckbeziehung auf Zeit. Anders als gerade von zivilgesellschaftlichen Akteuren oftmals 
angenommen, sind die deutschen Gewerkschaften an dauerhaften Bindungen mit NGOs gar nicht 
interessiert. Nur dort, wo ihre institutionalisierten Einbindungsmuster versagen, bedienen sich 
Arbeitnehmerorganisationen der Hilfe anderer. Die NGOs als „natürliche Bündnispartner“ 
(ebd.: 125)? Die Realität sieht anders aus: Was Gewerkschaftsforscher Coalition building nennen, 
hat dort, wo es überhaupt stattfindet, letztlich eher den Charakter eines Dienstleistungsverhältnis-
ses als den einer Partnerbeziehung.

1  Wenn im Folgenden allgemein von Gewerkschaften gesprochen wird, sind die acht Mitgliedsorganisationen des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds (DGB) gemeint.

2 Für NGOs hat es bis heute keine Einigung auf ein einheitliches Begriffsverständnis gegeben. In diesem Paper wird einer 
Definition des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung gefolgt, nach der NGOs von 
Regierungen und staatlichen Stellen unabhängige Organisationen sind, die nicht-kommerziell handeln und sich im 
weiteren Sinne gesellschaftspolitisch engagieren (Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung o. J.). Hingewiesen sei auch auf die hier nicht übernommene weitere Auslegung des Begriffs durch die 
Vereinten Nationen, der auch Gewerkschaften zur Gruppe der NGOs zählt (Bundeszentrale für politische Bildung 2010). 
Stattdessen kommt die verbreitete Definition zur Anwendung, die Interessenorganisationen wie 
Arbeitnehmervertretungen ausschließt (Krüger 2002a: 32).
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Ob Gewerkschaften Kooperationen3 eingehen, ist weniger von inhaltlichen oder strategischen 
Übereinstimmungen abhängig, sondern an erster Stelle eine Machtfrage. Wenn der Aushandlungs-
modus die Einbindung der Gewerkschaften in die Entscheidungsfindung sicherstellt, kommt eine 
Zusammenarbeit mit NGOs fast nie infrage. Das gilt selbst dort, wo inhaltlich Einigkeit besteht. 
Partnerschaften sind kein strategisches Ziel, sondern ein situativ eingesetztes Instrument zum 
Ausgleich eigener Schwächen. Je weniger Zugriff Gewerkschaften auf einen Aushandlungsprozess 
haben, je geringer ihre Expertise auf einem Gebiet ist und je weiter das Anliegen am Rand ihres 
Themenspektrums liegt, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit für eine Kooperation.

Für all jene, die sich von der Zusammenarbeit mit Gewerkschaften ein höheres politisches Gewicht 
der eigenen Organisation versprechen oder die in neuen Partnerschaften gar die einzige Chance 
zur Revitalisierung der „Dinosaurier der Dienstleistungsgesellschaft“ (Ebbinghaus 2002) sehen, 
mag diese Sichtweise auf das Coalition building ernüchternd sein – aber sie ist das deutliche 
Ergebnis einer empirischen Untersuchung aktueller Fallbeispiele. Wir haben mit NGO-Referenten 
und Gewerkschaftsfunktionären über die TTIP-Debatte, die deutsche Mindestlohnkampagne und 
die sogenannte europäische CSR-Richtlinie, über Bilanzen und Perspektiven von Kooperationen 
gesprochen. Die Auswertung dieser halbstrukturierten Interviews, kontrastiert mit einer Analyse 
der jeweils eigenen Strukturen der drei Verfahren, führt in der Frage nach der Zukunft von 
Koalitionen zwischen Gewerkschaften und NGOs zu einer pessimistischen Prognose.

Die Darstellung der Ergebnisse im dritten Teil zeigt, warum sich Gewerkschaften und NGOs nach 
wie vor ziemlich fremd gegenüberstehen – aber auch, welche Ansatzpunkte für die gemeinsame 
Arbeit allen Vorbehalten zum Trotz existieren. Zunächst aber wird im Anschluss ein kurzer Über-
blick über das für die Untersuchung gewählte Vorgehen und die wesentlichen Merkmale der 
vorgestellten Fallbeispiele gegeben.

3 Die Begriffe Kooperation, Koalition, Bündnis und Netzwerk in Bezug auf gemeinsames Handeln von Gewerkschaften und 
NGOs werden im Folgenden, so nicht anders gekennzeichnet, synonym verwendet.
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D ie Berliner Großdemonstration gegen TTIP im Oktober 2015 war aus Sicht der Veranstal-
ter gemessen an der Teilnehmerzahl ein grandioser Erfolg. Doch über die Qualität der 

Zusammenarbeit innerhalb des Bündnisses ist damit noch keine Aussage getroffen: Wie und 
warum kam es überhaupt zu der Kooperation, wie genau realisierten und beurteilten Gewerkschaf-
ten und NGOs ihre Arbeitsteilung, welche Konflikte traten dabei auf und welche Perspektiven 
folgen aus der gemeinsamen Aktivität für die Zukunft, auch in Hinblick auf die Zusammenarbeit in 
Multi-Stakeholder-Gremien?

Vorgehen
Die aufgeworfenen Fragen lassen sich letztlich nur im direkten Austausch mit unmittelbar 
Beteiligten bearbeiten. Deshalb haben wir mit Funktionären aus Gewerkschaften und dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) sowie mit Referenten aus NGOs gesprochen. Die 
Auswertung dieser teilstrukturierten Experteninterviews erfolgte in einem softwaregestützten 
inhalts analytischen Verfahren. Dabei ging es uns vor allem darum, das tatsächliche 
Kooperationshandeln in seinen Details und die Bewertung der Bündnisarbeit zu erheben.

Um aus diesen Ergebnissen Rückschlüsse auf Bedingungen des Coalition building ziehen zu 
können, erfolgte ein Vergleich von drei Fallbeispielen, und zwar neben dem Bündnis gegen TTIP die 
Arbeit zur nationalen Umsetzung der europäischen CSR-Richtlinie sowie die deutsche Mindest-
lohnkampagne. Diese Prozesse boten sich deshalb an, weil sie zwar eine ähnliche Struktur4 und 
damit eine gute Vergleichbarkeit5 aufweisen, die Intensität der Zusammenarbeit aber unterschied-
lich war – von hoch (TTIP) über mäßig (CSR-Richtlinie) bis äußerst niedrig (Mindestlohnkampag-
ne). Dennoch muss darauf hingewiesen werden, dass eine Generalisierbarkeit der Ergebnisse 
schon aufgrund der kleinen Fallzahl nicht gegeben ist.

Fallbeispiele
Mit seiner Kampagne zur Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns in 
Deutschland setzte sich der DGB erfolgreich für eine verbindliche tarifliche Untergrenze ein. 
Hintergrund waren zum einen zunehmende Probleme der Gewerkschaften, Lohnsteigerungen 
durchzusetzen, zum anderen eine Expansion des außertariflichen Niedriglohnsektors. Weil nur 
sehr wenige nach Tarif vergütete Beschäftigte weniger als 8,50 Euro pro Stunde – die Höhe des 
zum 1. Januar 2015 eingeführten Mindestlohns – erhielten (Hans-Böckler-Stiftung 2015), 
argumentierten die Gewerkschaften in der Hauptsache mit einer allgemeinen gesellschaftlichen 
Bedrohung durch Lohn- und Altersarmut und weniger als Anwälte ihrer Mitglieder.

Innerhalb der Arbeitnehmerorganisationen war die Debatte über eine gesetzliche Lohnuntergren-
ze schon seit den 1990er-Jahren immer wieder geführt worden, zuerst in der Gewerkschaft 

4 Die jeweiligen Fallstrukturen wurden mit Fokus auf die Einflussmöglichkeiten der Akteure im Aushandlungsprozess sowie 
auf die Interessen und Ziele beteiligter Gewerkschaften und NGOs durch die Auswertung von Veröffentlichungen der 
Organisationen und Netzwerke in einem inhaltsanalytischen Verfahren erhoben.

5  Die Prozesse verbindet, dass sie erstens jeweils sowohl eine nationale als auch eine transnationale Dimension aufweisen 
und zweitens jeweils in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit einem Verfahren stehen, dessen Ziel eine 
gesetzliche Neuregelung ist. Die Auswahl bildet Fälle ab, die eine unterschiedliche Intensität der Bündnisarbeit aufweisen. 
Zwar ignoriert sie eine Reihe an Koalitionstypen (siehe Frege et al. 2003: 123-126), stellt aber durch ihren Fokus auf das 
Handeln nationaler Gewerkschaftsorganisationen zum einen die Vergleichbarkeit der Fälle sicher und bezieht zum 
anderen mit (teilweise) jenseits nationalstaatlicher Grenzen verlaufenden Verfahren ein elementares Problem der 
Gewerkschaften ein.

2 Vorgehen und untersuchte Fallbeispiele
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Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG). Doch insbesondere die Industrie-Gewerkschaften wehrten 
sich lange, weil sie eine Aushöhlung der Tarifautonomie und eine Schwächung ihrer Verhandlungs-
position in der Sozialpartnerschaft befürchteten. Erst 2006 beschloss der DGB-Kongress auf 
Initiative von NGG und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) den Start der Mindest-
lohnkampagne, wohl wissend, dass der Ruf nach dem Gesetzgeber dem Eingeständnis eigener 
Schwäche gleichkam. Eine Kooperation mit NGOs entstand trotz einer Reihe von Sympathiebekun-
dungen seitens verschiedener Nichtregierungsorganisationen erst, als der Gesetzgebungsprozess 
schon beinahe abgeschlossen war und Detailfragen wie Ausnahmeregelungen für bestimmte 
Beschäftigtengruppen zur Diskussion standen. Zuvor hatten während der Koalitionsverhandlungen 
2013, in denen CDU/CSU und SPD die Einführung des Mindestlohns vereinbarten, zivilgesell-
schaftliche Organisationen die hohe Gewichtung des Themas zulasten ihrer eigenen Anliegen 
sogar kritisiert.

Mit der gemeinsamen Vorbereitung und Durchführung einer Großdemonstration gegen das 
geplante Freihandelsabkommen Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP) 
zwischen der EU und den USA schufen der DGB und eine Gruppe von NGOs ein Beispiel besonders 
intensiver Zusammenarbeit. Auf Initiative des Bündnisses TTIPunfairhandelbar gründete sich eine 
ressourcenstarke Koalition, die im Oktober 2015 bis zu 250.000 Teilnehmer6 für die Kundgebung 
in Berlin mobilisierte. Bei einer weiteren Demonstration im April 2016 in Hannover zählte nur ver.di 
zum Trägerkreis, ehe der DGB sowie auf regionaler Ebene verschiedene Einzelgewerkschaften 
einen erneuten Aufruf zu mehreren Kundgebungen im September 2016 unterstützten.

Die Gewerkschaften hatten mit ihrer Zustimmung zu gemeinsamen Aktionen lange gezögert, denn 
dem Abbau von Handelshemmnissen stehen sie grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber 
(Dierckx 2015: 335). Im Fall von TTIP sahen sie letztlich jedoch keine ausreichenden 
Einflussmöglichkeiten mehr, um ihre Interessen hinreichend vertreten zu können. Ihre 
institutionalisierte Einbindung ist auf transnationalem Terrain wesentlich schwächer als auf 
nationalstaatlicher Ebene (Martin/Ross 2000). Das gilt – trotz der voraussichtlich notwendigen 
Ratifizierung durch Bundestag und Bundesrat – auch für die TTIP-Aushandlung. Ziel des DGB ist 
der Abbruch der Gespräche zwischen der EU und den USA und eine anschließende 
Neuverhandlung. Dagegen lehnen viele andere Organisationen in dem Bündnis das Abkommen 
kategorisch ab. Inhaltlich sehen die Gewerkschaften insbesondere Arbeitnehmerrechte und 
Standards im Arbeitsschutz durch TTIP gefährdet, während NGOs vor allem den Investitionsschutz 
und Klagemöglichkeiten von Unternehmen gegen Nationalstaaten vor privaten Schiedsgerichten 
kritisieren. Dass es noch vor dem Ende der Amtszeit von US-Präsident Barack Obama zu einer 
Unterzeichnung von TTIP kommen könnte, galt zuletzt als unwahrscheinlich.

War die Zusammenarbeit zu den Anti-TTIP-Protesten ungewöhnlich intensiv, kann die Kooperation 
zur nationalen Umsetzung der europäischen CSR-Richtlinie7 als ein idealtypisches Beispiel für 
Koalitionen zwischen Gewerkschaften und NGOs bewertet werden: Aufbauend auf ihrer langfristi-
gen Netzwerkarbeit versuchen die Akteure in einzelnen Verfahren, mit gemeinsamer Stimme ihre 
jeweiligen Anliegen zu adressieren.

6 Nach Polizeiangaben kamen 150.000, nach Veranstalterangaben 250.000 Demonstranten.
7  Die formelle Bezeichnung lautet: Richtlinie 2014/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Okto-

ber 2014 zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität 
betreffender Informationen durch bestimmte große Unternehmen und Gruppen.
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Die CSR-Richtlinie wurde 2014 auf Vorschlag der EU-Kommission vom Europäischen Rat und dem 
Europäischen Parlament verabschiedet und muss von den Mitgliedsstaaten bis zum 
6. Dezember 2016 in nationales Recht überführt werden. Inhaltlich geht es um Vorgaben zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung bestimmter Großunternehmen, das heißt um die Verpflichtung, 
Angaben zu Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der Menschenrechte und 
zur Bekämpfung von Korruption und Bestechung im Jahres- oder einem gesonderten Bericht zu 
veröffentlichen. Für den nationalen Umsetzungsprozess hat die EU-Kommission den 
Mitgliedsstaaten bestimmte Spielräume offengelassen, innerhalb derer Gewerkschaften und NGOs 
ihre Interessen vertreten.

Den Schwerpunkt der gemeinsamen Arbeit bildete zunächst die Durchführung von Fachgesprä-
chen, in denen auch aus einer juristischen Perspektive wesentliche Punkte des Richtlinientextes 
diskutiert wurden. Ansprechpartner des Bündnisses war in der Hauptsache das Bundesministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV), das den Referentenentwurf des Gesetzestextes 
erstellte und dazu begleitend eine öffentliche Konsultation durchführte. Daran beteiligten sich 
Gewerkschaften und NGOs auf Grundlage der Ergebnisse ihrer Fachgespräche, an denen neben 
Vertretern des BMJV und anderen Experten in einigen Fällen auch Unternehmensverantwortliche 
teilnahmen.
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3 Wann Gewerkschaften mit NGOs kooperieren – und wann nicht

V eränderte Formen der Politikgestaltung, die eine zunehmende Einbeziehung von Multi-
Stakeholder-Gremien vorsehen, könnten die Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften 

und NGOs auf der Grundlage positiver Erfahrungen begünstigen: So naheliegend diese häufig 
geäußerte Hoffnung erscheinen mag, so wenig wird sie bislang Realität. Von einem neu konfigu-
rierten Verhältnis, einer Begegnung „auf Augenhöhe“, bleiben die Akteure weit entfernt. Stattdes-
sen haben die alten Muster, die alten Sichtweisen aufeinander Bestand.

Noch immer gilt: Wo Gewerkschaften und NGOs zueinander finden, geht die Initiative fast immer 
von den Nichtregierungsorganisationen aus.8 Sie sind es, die eher als ihre potenziellen Partner 
gemeinsame Themen identifizieren, auf die Bündelung von Ressourcen angewiesen sind und sich 
von Kooperationen Legitimitätssteigerungen erhoffen. Von den Gewerkschaften aber werden sie 
noch immer kritisch beäugt, als Akteure, die mit einem allzu engen Blickwinkel auf globale 
Probleme die sozialen Herausforderungen im eigenen Land kaum beachten.

Das Bild ist uneinheitlich, aber in der Tendenz sehen Gewerkschaften die NGOs unabhängig vom 
tatsächlichen Modus der Zusammenarbeit in einer Rolle als Dienstleister oder Juniorpartner, mit 
dessen Leistungen sie allerdings häufig unzufrieden sind. An erster Stelle der Kritik steht das 
geringe Engagement in gewerkschaftsnahen Themenbereichen, die sich auf den nationalstaatli-
chen Raum beziehen. Wenn es um Niedriglöhne, Arbeitsbedingungen und soziale Gerechtigkeit 
geht, sehen Gewerkschafter die NGOs mit dem Verweis auf deren staatliche Unterstützung zum 
Eingreifen verpflichtet. Rein privat finanzierten Organisationen gegenüber erheben Funktionäre 
schon mal den Vorwurf, insbesondere Verteilungsfragen blieben mit Rücksicht auf die Geldgeber 
unbeachtet. Das wesentliche Hemmnis der Bündnisbildung aber ist das Ansinnen der Gewerk-
schaften, die eigenen Kernanliegen in der Kommunikation mit dem Sozialpartner und der Politik 
exklusiv zu vertreten. Wann es aus dieser schwierigen Ausgangslage heraus dennoch zu Kooperati-
onen kommen kann (und wann nicht), welche Faktoren für die Bildung von Partnerschaften (und 
deren Ablehnung) relevant sind, wird im Folgenden anhand der drei beschriebenen Fallbeispiele 
(TTIP, europäische CSR-Richtline, Mindestlohnkampagne) gezeigt.

Inhaltliche, strategische und kulturelle Unterschiede zwischen den Organisationen
Wo andere Akteure sich einbringen und wo sie sich aus einer Sache heraushalten, würden 
Gewerkschaften am liebsten allein vorgeben. Vereinzelte Klagen über ausgebliebene Unterstüt-
zungsangebote hat es aus ihren Reihen zwar auch im Zusammenhang mit der Mindestlohnkampa-
gne gegeben. Doch dieser kritischen Sichtweise auf das Verhalten von NGOs steht der formulierte 
Anspruch gegenüber, Themen aus dem eigenen Kernbereich eigenständig zu bearbeiten. Der 
langwierige Abstimmungsprozess innerhalb des DGB, bevor es überhaupt zur Mindestlohnkampa-
gne kam, mag ein gutes Argument für den Alleingang der Gewerkschaften sein. Eine Einigung etwa 
mit den letztlich als Bündnis 500 Euro Eckregelsatz / 10 Euro gesetzlicher Mindestlohn (lohnsteu-

erfrei) operierenden Akteuren, darunter mit LabourNet der „Treffpunkt der gewerkschaftlichen 
Linken“, wäre wohl nur unter großen Anstrengungen zu realisieren gewesen. Auch deshalb räumen 
Gewerkschafter selbstkritisch ein, sie hätten sich mehr – oder überhaupt – um zivilgesellschaftli-
che Partner bemühen müssen, wenn sie denn ernsthaft an einer Zusammenarbeit interessiert 
gewesen wären. Dass gemeinsam eine schnellere und bessere Lösung realisierbar gewesen wäre, 

8  Siehe dazu auch Krüger 2002b: 217.
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bezweifeln sie indes. Und für die meisten NGOs war das Thema aufgrund des fehlenden transnati-
onalen Bezugspunkts zu unattraktiv, als dass sie selbst aktiv geworden wären.

Dabei hätte zwischen den Organisationen im „Fall Mindestlohn“ zumindest bei der Wahl der 
Vorgehensweise Einigkeit bestanden und damit in einem allzu oft zentralen Streitpunkt. Während 
für zahlreiche (wenn auch bei Weitem nicht alle) NGOs – man denke nur an relativ neue Player wie 
Campact – der nächste Schritt immer eine Demonstration oder Kampagne ist, richten Gewerk-
schaften ihre Aktivitäten bevorzugt auf die politische Kommunikation aus. Auch deshalb gilt, dass 
Arbeitnehmerorganisationen zwar nicht nur in Arbeitskämpfen durchaus die Konfrontation suchen, 
dabei aber deutlich anders auftreten als Kampagnen-NGOs. Deren Wording nämlich soll oft an 
erster Stelle mobilisierend oder polarisierend wirken, manchmal auch zulasten des Wahrheitsge-
halts. Die Proteste gegen TTIP sind dafür ein besonders anschauliches Beispiel: Als zu Beginn der 
Aktionen von Chlorhühnchen, Hormonfleisch und Genfood die Rede war, dauerte es nicht lange, 
bis selbst aus den eigenen Reihen Warnungen laut wurden. Zwar hätten die Zuspitzungen 
geholfen, die Debatte über TTIP präsent zu machen, doch man möge sich nun bitte mit Themen 
beschäftigen, die in den Verhandlungen über das Abkommen auch Gegenstand seien, mahnte 
etwa die Anti-Lobby-NGO Corporate Europe Observatory (Herrmann 2014). Andernfalls werde die 
EU-Kommission leichtes Spiel haben, die TTIP-Kritiker öffentlich vorzuführen.

Tatsächlich zeigt eine Analyse, dass in den offiziellen Stellungnahmen der Mitglieder aus dem 
Trägerkreis der Großdemonstration gegen TTIP von Lebensmittelsicherheit, Gesundheit und 
Umwelt schließlich kaum noch die Rede war. Stattdessen dominierten Themen aus den Bereichen 
Soziales und Globalisierung sowie Bedenken, TTIP gefährde mit Investitionsschutz und privaten 
Schiedsgerichten die Demokratie. Diesen inhaltlichen Schnittmengen zwischen Gewerkschaften 
und NGOs zum Trotz gefährdeten abweichende Zielsetzungen die Koalition schon in ihrer 
Gründungsphase. Denn „TTIP und CETA stoppen“, wie es später im Demo-Aufruf hieß, wollten 
eigentlich nur die NGOs. Vom Ziel der Gewerkschaften, die Verhandlung der Abkommen noch 
einmal von vorn zu beginnen, wichen sie damit erheblich ab. Schließlich einigte man sich, den 
Slogan um den Zusatz „Für einen gerechten Welthandel“ zu ergänzen. Diese „positive Botschaft“, 
so die Interpretation auf Gewerkschaftsseite, beinhalte die mögliche Zustimmung zu „einem 
grundsätzlich anderen und neu gestrickten Abkommen“. Doch letztlich war das Entgegenkommen 
des DGB vor allem der Notwendigkeit eines mobilisierungsfähigen Aufrufs geschuldet.

Eine derart weitgehende Kompromissbereitschaft der Gewerkschaften bleibt bislang die Ausnah-
me, und ehe sich überhaupt die Chance auf eine Kooperation ergibt, muss eine Reihe an Bedin-
gungen erfüllt sein. Selbst wo inhaltlich Einigkeit herrscht, haben die betagten Arbeiterorganisatio-
nen und die jungen NGOs auf dem Weg zu einer Einigung noch die Hürden abweichender Ziele 
und unterschiedlicher Vorstellungen zur Kampagnenführung, zum strategischen oder taktischen 
Vorgehen zu überwinden. Und nicht zuletzt klafft ein mancherorts noch immer tiefer kultureller 
Graben. Um nur ein Beispiel zu nennen: Als die NGOs zur Verköstigung der Demonstranten auf der 
Berliner Großkundgebung gegen TTIP ihre Planungen auf vegetarische Angebote begrenzten, 
beeilten sich die Gewerkschaften, Bier- und Wurststände anzufordern. Die Irritationen sollen auf 
beiden Seiten groß gewesen sein.
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Gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit nach den Mitgliederverlusten
Die Frage aber ist, wie lange es sich der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine 
Einzelorganisationen noch erlauben können, statt auf Partnerschaften mit der Zivilgesell-
schaft allein auf die gewachsenen, doch zuletzt merklich bröckelnden Strukturen von 
Korporatismus und Sozialpartnerschaft zu bauen. Stark rückläufige Mitgliederzahlen, eine 
erhebliche politische Schwächung und die zunehmende Distanz zum traditionellen Partner 
SPD (Rehder 2009a: 57; Rehder 2014: 252; Brinkmann/Nachtwey 2010: 21; 
Schmidt 2006a: 4; Fichter/Zeuner 2002: 22; Streeck/Rehder 2005: 51-59) lösten lange 
äußerst düstere Prognosen für die „Dinosaurier der Dienstleistungsgesellschaft“ 
(Ebbinghaus 2002) aus. Deren Zukunft, behaupten Gewerkschaftsforscher heute, hänge nun 
wesentlich von der Bildung neuer Bündnisse ab (siehe zum Beispiel Brinkmann et 
al. 2008: 71). Wo die auf den nationalstaatlichen Raum konzentrierten Gewerkschaften in 
Zeiten der Globalisierung an ihre Grenzen stoßen, weil sie auf transnationalem Terrain, in sich 
wandelnden Arenen und neuen Themenbereichen kaum Lösungsmöglichkeiten anzubieten 
haben, sind es demnach an erster Stelle die NGOs, die den Arbeiterorganisationen künftig mit 
inhaltlicher Expertise und strategischer Kompetenz zur Seite stehen könnten. Die 
Überlegungen reichen inzwischen so weit, mit solchen Partnerschaften auch den 
gesellschaftlichen Rückhalt in Arbeitskämpfen erhöhen zu können (Birke 2011: 156).

Es mag trivial erscheinen, dass in den Gewerkschaften selbst – in einigen mehr, in einigen 
weniger – eine andere Sicht auf die Dinge herrscht. In ihren Kernbereich der Tarifverhandlun-
gen wollen sie sich ohnehin nicht hineinreden lassen, und überhaupt: Warum auch sollte eine 
Gewerkschaft mit Organisationen der Umwelt- oder Friedensbewegung kooperieren, die 
gegenläufige Anliegen vertritt? Dagegen steht, dass ohnehin weder die Gruppe der Gewerk-
schaften noch die der NGOs durch homogene Interessenlagen gekennzeichnet ist – und die 
Schnittmengen in der inhaltlichen Ausrichtung und Zielsetzung der beteiligten Akteure selbst 
im so gelobten Bündnis gegen TTIP überschaubar waren.

Dass NGOs nicht mit am Tisch sitzen, wenn über Tarifanpassungen diskutiert wird, versteht 
sich von selbst, bei Demonstrationen im Zusammenhang mit Arbeitskämpfen könnten sich 
dagegen Spielräume ergeben. Die Frage ist nur, warum Gewerkschaften sich einen im Zweifel 
auch mal durchaus unbequemen Partner ins Boot holen sollten, wo sie auch ohne fremde 
Hilfe handlungsfähig sind. An Ressourcen, so sie strategisch klug konzentriert werden, 
mangelt es trotz des Mitgliederschwunds der vergangenen Jahrzehnte nicht, und in der 
Mindestlohnkampagne erreichte der DGB im Alleingang einen gesellschaftlichen Rückhalt 
mit Zustimmungswerten von am Ende mehr als 80 Prozent. Wie lange diese günstige 
Position noch zu halten ist, steht angesichts in jüngster Vergangenheit vermehrt negativer 
Reaktionen der Bevölkerung auf Streiks kleinerer (nicht im DGB organisierter) Gewerkschaf-
ten unter anderem im Eisenbahn- und Luftfahrtverkehr jedoch zur Debatte.

Kooperationen kompensieren das Versagen gewohnter Einbindungsmuster
Und trotzdem: Erneuerung, Revitalisierung, gewerkschaftliche Organisierung an weit 
entfernten Produktionsstandorten – solche Forderungen aus Wissenschaft und NGOs gehen 
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den Funktionären in den Gewerkschaften häufig zu weit. Es sei schließlich schon vieles im 
Fluss, und von Dinosauriern könne angesichts ständiger Modernisierungen in den Arbeiter-
organisationen ohnehin keine Rede sein. Die Gewerkschaften fühlen sich in ihrer Rolle 
bestärkt, denn in der Finanz- und Wirtschaftskrise waren sie zuletzt wieder als wichtiger 
Partner der Politik aufgetreten. Warnungen, der Staat beziehe die Verbände nur vorüber-
gehend ein, der Korporatismus wandle sich gar von einer Struktur zur Strategie (Reh-
der 2009b: 270), finden in dieser Situation kein Gehör. Im Gegenteil: Gewerkschaften 
verweisen auf ihre Rückkehr an den Verhandlungstisch, auf den in der Krise angetretenen 
Beweis, Regierung und Wirtschaft ein verlässlicher Partner zu sein. So bleibt die institutiona-
lisierte Einbettung mit der Sozialpartnerschaft als Ankerpunkt des Handelns das Zentrum 
ihrer Strategie. Das exklusive Mandat für den Bereich der Tarifpolitik ist eine Stärke, die den 
NGOs fehlt. Viele von ihnen sind daher darauf angewiesen, ihre Anliegen vorwiegend über 
Kampagnenarbeit immer wieder neu zu adressieren. Auch deshalb sind es in erster Linie die 
NGOs, die sich für Bündnisse zur Erhöhung ihrer Schlagkraft und Legitimität interessieren.

Wie bedächtig – wenn überhaupt – sich dagegen die Gewerkschaften in Richtung neuer 
Partnerschaften bewegen, wird im Vergleich der drei betrachteten Fälle gerade beim Blick auf 
die Gewichtung der verschiedenen für das Coalition building relevanten Bedingungen 
deutlich. Denn weniger inhaltliche Schnittmengen, die Vereinbarkeit von Zielen und Strategi-
en oder Effizienzvorteile durch die Bündelung von Ressourcen erweisen sich letztlich als die 
wesentlichen Größen, sondern der Modus der Aushandlung. Erst dort, wo ihre institutionali-
sierten Einflusskanäle versperrt sind, suchen sich die Gewerkschaften Verbündete. Dieses 
Muster lässt sich auch an den drei Fallbeispielen dieser Untersuchung ablesen: Die Mindest-
lohnkampagne war zwar Ergebnis verhärteter Fronten mit den Arbeitgebern, doch wenn auch 
ein langer Atem gefragt war, funktionierte letztlich der Kontakt zur Politik – ein Bündnis mit 
den NGOs kam nicht zustande. Auf die TTIP-Verhandlungen haben die Gewerkschaften, nicht 
zuletzt aufgrund der Intransparenz des Prozesses und der transnationalen Aushandlungs-
ebene, nahezu gar keinen Zugriff – Beteiligte beschreiben das Bündnis mit den NGOs als 
„Kooperation von historisch neuer Qualität“. Zur nationalen Umsetzung der europäischen 
CSR-Richtlinie erreichte die Einbindung der Gewerkschaften etwa durch Konsultationen ein 
mittleres Niveau – die Zusammenarbeit mit den NGOs war zwar zeitweise intensiv, blieb 
insgesamt aber eher unverbindlich.

Dass transnationale und globale Verfahren am ehesten Ziel von Koalitionen aus Gewerk-
schaften und NGOs werden, erscheint im Licht der Aushandlunsgmodi ohnehin naheliegend. 
Zu sehr fühlen sich Gewerkschaften an den nationalstaatlichen Rahmen gebunden, zu wenig 
Vertrauen schenken sie ihren internationalen Dachverbänden (Lillie/Martínez 
Lucio 2004: 159; Reutter/Rütters 2003: 512; Martin/Ross 2000: 122). Auf Ebene der EU sind 
institutionalisierte Arrangements ungleich schwächer ausgeprägt als zum Beispiel Korpora-
tismus und Sozialpartnerschaft in Deutschland. Globale Themen scheinen die Gewerkschaf-
ten zudem regelmäßig zu überfordern. Gerade dort, wo gewerkschaftliche Strukturen nicht 
oder kaum existieren, fehlt es den Arbeitnehmerorganisationen schlicht an Expertise, die sie 
dann bei Dritten einholen müssen – und das sind nicht selten die NGOs.
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NGOs als Expertise-Lieferanten zu gewerkschaftlichen Randthemen
Entsprechend fließend stellen sich im Verhältnis der Akteure die Grenzen zwischen Dienst-
leistung und Kooperation dar. Schon die Finanzierungszusage für eine Studie kann größere 
Auswirkungen haben als bloß das Informationsbedürfnis der zahlenden Arbeitnehmerorga-
nisationen zu befriedigen; denn wo materielle und personelle Ressourcen knapp sind, wirkt 
sich die Entscheidung, zweckgebunden Geld zur Verfügung zu stellen, schnell auch auf die 
inhaltliche Ausrichtung der beauftragten Organisation oder eines Netzwerks insgesamt aus. 
Gewerkschaften schätzen vergleichsweise lose Kooperationen wie Corporate Accountability 
(CorA) oder die Kampagne für Saubere Kleidung, in denen sie je nach Bedarf und Möglich-
keiten mal mehr, mal weniger aktiv sein können.

Einerseits ist die Attraktivität dieser Konfigurationen aus Gewerkschaftssicht naheliegend, 
zumal das Themenspektrum der Netzwerke meist weit über den unmittelbaren Interessen-
bereich der Arbeitnehmerorganisationen hinausreicht und aktuelle Schwerpunktsetzungen 
nicht immer mit strategischen Ausrichtungen vereinbar sind. Andererseits mag die Präferenz 
für eher lose Verbindungen zu einem guten Teil auch darauf zurückzuführen sein, dass in den 
Gewerkschaften keine Bündnisstrategie existiert. Partnerschaften mit anderen Akteuren sind 
weder explizit geplant noch sehen die befragten Gewerkschafter in der mittelfristigen 
thematischen Ausrichtung ihrer Organisationen Gelegenheiten zur Kooperation. Und es zeigt 
sich, dass – anders als immer wieder angenommen – gerade in Bereichen wie CSR, die 
gewerkschaftsintern ohnehin in hohem Maße umstritten sind, Aktivitäten stark auf das 
persönliche Engagement einzelner Funktionäre angewiesen bleiben. Für Gewerkschaften 
wird CSR bevorzugt dann zum (Bündnis-)Thema, wenn sie sich in einer Verteidigungsrolle 
sehen. Das ist zum Beispiel im Zusammenhang mit der europäischen CSR-Richtlinie der Fall, 
die mittelbar Mitbestimmungsrechte einschränken könnte. Deshalb und um die innerhalb der 
NGOs dazu geführte Debatte mitzubestimmen, bringen sich die Gewerkschaften ein.

Lose Bündnisbeziehungen statt verbindlicher Partnerschaften
Auch in dauerhaften Koalitionen bleiben die Beziehungen meist lose, weil das Interesse der 
Gewerkschaften stark schwanken kann. Selbst die Bereitstellung von Beiträgen für die 
Grundfinanzierung von Netzwerken muss jährlich neu verhandelt werden und kann erheblich 
vom persönlichen Einsatz der betreffenden Funktionäre abhängen. Dieser Umstand ist 
insofern besonders bemerkenswert, als dass es in der Regel lediglich um Jahresbeiträge im 
unteren vierstelligen Bereich geht. Auch das Mitgliederinteresse an einem Thema, aber 
ebenso situative Faktoren, können auf die Kooperationsbereitschaft der Gewerkschaften ein-
wirken. Für die Beteiligung an der TTIP-Demonstration etwa sprach unter anderem auch der 
zeitliche Abstand zu vorangegangenen Aktionen vergleichbarer Größenordnung. Ob letztlich 
kooperiert wird oder nicht, hängt daher auch von Bedingungen ab, die mit einer Entschei-
dungsfindung in der Sache wenig zu tun haben. Weil sich Situationen schnell ändern können, 
versuchen Gewerkschaften, langfristige Zusagen zu vermeiden.

Eine Voraussetzung des Coalition building ist die Unverbindlichkeit von Bündnisbeziehungen 
aber nicht, wenngleich sie ebenso wie die Einigung auf einen engen Zeithorizont oder 
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kurzfristige Ausstiegsoptionen die Wahrscheinlichkeit der Zusammenarbeit erhöhen mag. 
Dauerhaft bestehende Netzwerke, in die sich die Mitglieder mit wechselndem Engagement 
einbringen können, sind vielmehr eine wesentliche Basis für intensivere, aber zugleich meist 
kurzfristigere Koalitionen. So koordiniert das CorA-Netzwerk zahlreiche Aktionen, darunter die 
gemeinsame Arbeit zur nationalen Umsetzung der europäischen CSR-Richtlinie. Der DGB 
(zeitweise auch ver.di) beteiligte sich als Teilnehmer und in bislang einem Fall als Gastgeber an 
einer Reihe von Fachgesprächen zu dem Thema. Und doch bleibt der Status der Kooperation, wie 
eine NGO-Referentin bemerkte, der einer „Spontankoalition“. Denn trotz des zeitlich stark 
begrenzten und von vornherein vergleichsweise exakt kalkulierbaren Prozesses vereinbaren NGOs 
und Gewerkschaften die nächsten Schritte und die Arbeitsteilung jeweils nur kurzfristig. Zwar mag 
diese Vorgehensweise den Bedürfnissen der Gewerkschaften in besonderer Weise 
entgegenkommen, sie ist aber in ähnlichem Maße für viele NGOs attraktiv. Letztlich gilt auch für 
Nichtregierungsorganisationen, dass sie sich in über Einzelmaßnahmen hinausgehende Bündnisse 
mal mehr, mal weniger stark einbringen.

Das Beispiel TTIP zeigt, warum es gerade die Gewerkschaften sind, die sich über punktuelle 
Maßnahmen hinaus nur äußerst ungern zu einer Zusammenarbeit verpflichten. Der Fall folgt 
zunächst aber auch insofern typischen Mustern des Coalition building, als dass er auf bestehende 
(Netzwerk-)Kontakte zwischen den beteiligten Organisationen zurückgeht und von NGO-Seite 
initiiert wurde. So erfolgreich die Kooperation war, so schnell gingen die einstigen Partner nach der 
Berliner Großkundgebung jedoch auf Distanz. Die Gewerkschaften zogen sich weitgehend aus 
dem Bündnis zurück. Vorgehen und Strategie des Trägerkreises, so hieß es, passten einfach nicht 
mehr zu ihren Absichten. Die Gewerkschaften störten sich an erster Stelle an einem von mehreren 
Organisationen geforderten Konfrontationskurs gegen die SPD, und ohnehin hatten sie sich längst 
andere inhaltliche Schwerpunkte gesetzt. Und während Gewerkschaften Pläne und Themen 
ändern, haben viele Akteure der Proteste gegen TTIP nur eine Aufgabe – das Abkommen von EU 
und USA zu verhindern.

Wenn aus (potenziellen) Partnern Konkurrenten werden
Abweichende Organisationsziele sind, zumal es sich meist um strukturell angelegte Differenzen 
handelt, vor allem in losen Netzwerken grundsätzlich aber kein unüberwindbares Hindernis. Häufig 
sind die Themen der Bündnisse so facettenreich, dass ohnehin eine Gewichtung von Einzelaspek-
ten notwendig wird. Doch manchmal können Ziele unterschiedlicher Akteure in Konkurrenz 
geraten, obwohl inhaltlich Einigkeit besteht. Das passiert besonders dann, wenn die strategischen 
Ausrichtungen abweichen. Beispiel Mindestlohn: Im Lauf der Kampagne hatten, wenn beide Seiten 
auch von einer Koalition weit entfernt waren, immer wieder verschiedene NGOs ihre Sympathie für 
das Anliegen bekräftigt. Doch als in den Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 2013 
die Lohnuntergrenze zu einem der dominierenden Themen wurde, sahen viele NGOs ihre eigenen 
Kernanliegen gefährdet. Die Folge: In einem gemeinsamen Papier forderte eine Reihe zivilgesell-
schaftlicher Organisationen, „die Koalitionsverhandlungen nicht allein auf Mindestlohn und 
Steuern zu verengen“ (Brot für die Welt et al. 2013). Ähnliche Tendenzen begannen sich bald nach 
der Großkundgebung gegen TTIP bei internen Gesprächen im Trägerkreis anzudeuten: Während 
viele NGOs weitere große Protestaktionen mit einem Schwerpunkt während des Bundestagswahl-
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kampfs 2017 planten, hatten sich die Gewerkschaften strategisch inzwischen anders ausgerich-
tet – weil sie für den Wahlkampf andere zentrale Themen als das transatlantische Freihandelsab-
kommen prognostizierten. Ergebnis: Der DGB stieg aus dem Aktionsbündnis aus, und als es im 
April 2016 anlässlich eines Besuchs von Barack Obama in Hannover zu einer weiteren Demonstra-
tion gegen TTIP kam, zählte seitens der Gewerkschaften nur noch ver.di zu den Organisatoren. Die 
Tendenz variablen Engagements zeigt sich dennoch auch in diesem nach wie vor aktuellen 
Fallbeispiel mit der Rückkehr des DGB in den Kreis der Unterzeichner eines weiteren Demonstra-
tionsaufrufs für mehrere Kundgebungen im September 2016.

Die Beteiligung am Bündnis gegen TTIP war für die Gewerkschaften im Vergleich zu eigenen 
Kampagnen oder gar Tarifauseinandersetzungen gemessen an finanziellen Anstrengungen9 kaum 
der Rede wert, doch die Bindung personeller Ressourcen durch die Mitarbeit im Trägerkreis und in 
der Veranstaltungsorganisation stellte insbesondere den DGB vor Probleme. Zwar übernahmen die 
NGOs den größeren Teil der Mobilisierung – durchaus eine Ausnahme, wenn Gewerkschaften zu 
Demonstrationen aufrufen – und richteten ein Büro mit mehreren hauptamtlichen Mitarbeitern 
ein, und doch verzögerten unterschiedliche Auffassungen auch zu organisatorischen Details den 
Prozess. Von „Scharmützeln“ und „Missstimmungen“ war später die Rede, und Hinweise befragter 
Gewerkschafter auf das dennoch „erstaunlich professionelle“ Verhalten der NGOs mögen nett 
gemeint sein, wie ein Lob für einen geschätzten Partner aber klingen sie kaum. So frei vom 
Konkurrenzgedanken, wie die meisten NGO-Referenten und Gewerkschaftsfunktionäre es immer 
wieder behaupten, ist das Verhältnis der Akteure selbst innerhalb von Kooperationen 
augenscheinlich nicht. Die Sichtweisen zeigen aber vor allem eines: dass Gewerkschaften und 
NGOs sich nach wie vor ziemlich fremd sind.

9 An den Protesten gegen TTIP beteiligten sich große Gewerkschaften mit jeweils bis zu 25.000 Euro und der DGB 
zusätzlich etwa durch die Bereitstellung von Bussen für die Anreise zur Demonstration.
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4 Fazit: Die Machtperspektive entscheidet

D ie Welten, die aufeinanderprallen, sind grundverschieden. Gewerkschaften klagen, NGOs 
beschäftigten sich überwiegend mit ökologischen Fragen in fernen Ländern. Mit sozialen 

Problemstellungen befasste NGOs merken an, dass ein Teil ihrer Arbeit durch das Fehlen oder 
Versagen gewerkschaftlicher Strukturen in den betreffenden Regionen überhaupt erst notwendig 
werde. Gerade diese abweichenden Perspektiven sind es, die dazu führen, dass ein hohes 
inhaltliches Interesse an einem Thema seitens der Gewerkschaften die Kooperationsbereitschaft 
eben nicht erhöht. Die Mindestlohnkampagne ist dafür ein gutes Beispiel: Zwar waren fast keine 
Gewerkschaftsmitglieder betroffen,10 und es ging auch nicht um eine Tarifverhandlung. Trotzdem 
konzentrierten einige Gewerkschaften über mehrere Jahre wesentliche Ressourcen auf die 
Kampagne. Gegen die Arbeitgeber, aber mit dem (zurückgewonnenen) politischen Partner SPD 
setzten sich die Gewerkschaften schließlich durch. Mit NGOs gemeinsame Sache zu machen, hätte 
aus Perspektive der Gewerkschaften weniger die Erfolgschancen als die Risiken erhöht. Jeder 
zusätzliche Akteur in der politischen Arena ist letztlich auch ein potenzieller Konkurrent. Genau 
deshalb versuchen Gewerkschaften, ihre exklusive Position innerhalb korporatistischer und 
sozialpartnerschaftlicher Strukturen so lange wie möglich zu verteidigen. Unter den drei hier 
thematisierten Fallbeispielen war die inhaltliche Übereinstimmung zwischen Gewerkschaften und 
NGOs in der Mindestlohnkampagne vielleicht sogar am stärksten, die realisierte Kooperation aber 
mit Abstand am schwächsten.

Es bleibt deshalb dabei, dass Gewerkschaften zwar durchaus interessiert, aber kritisch und am 
liebsten aus der Distanz auf die Nichtregierungsorganisationen blicken. Die gegenseitigen 
Sichtweisen aufeinander werden seit einiger Zeit vermehrt auch durch die Arbeit in Multi-Stake-
holder-Gremien beeinflusst, die mit mehr oder weniger verbindlichem Charakter Empfehlungen zur 
Politikgestaltung entwickeln. Das 2014 vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung initiierte Bündnis für nachhaltige Textilien mag das aktuell prominenteste – 
weil meist diskutierte – Beispiel sein. Bereits seit 2009 existiert das Nationale CSR-Forum, dessen 
Aufgabe die Beratung der Bundesregierung ist. Dass dort die Konfliktlinie im Wesentlichen 
zwischen Gewerkschaften und NGOs auf der einen sowie Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden 
auf der anderen Seite verläuft (Scheytt 2012: 42), sollte die Distanz der Arbeitnehmer- und 
Nichtregierungsorganisationen zumindest nicht vergrößern. Allerdings zeigt sich in Detailfragen, 
dass die Einigkeit der beiden Akteure häufig nur vordergründig auf der soziokulturellen Ebene 
besteht und nicht unbedingt Ergebnis gemeinsamer Interessen und Strategien ist. Vielmehr 
bedeutet aus Sicht der Gewerkschaften allein die Existenz solcher Multi-Stakeholder-Initiativen 
durchaus auch eine Gefahr für ihre exklusive institutionalisierte Position.

Vor allem für die NGOs, die in sozioökonomischen Verteilungs-, Gerechtigkeits- oder Wirtschafts-
fragen tätig sind, stellt sich die Frage, ob tatsächlich gleiche Gruppen vertreten werden oder 
zumindest die angestrebten Ergebnisse in vertretbarem Maße die Interessen beider Gruppen 
repräsentieren.  Die untersuchten Beispiele legen nahe, dass die Schnittmenge zwischen Gewerk-
schaften und NGOs kleiner als ursprünglich angenommen sein dürfte.  

10  Zwar existierten während der Mindestlohnkampagne noch einzelne Tarifgruppen, die einen Lohn unterhalb von 8,50 Euro 
vorsahen, doch waren darin nur sehr wenige Beschäftigte erfasst (siehe u. a. Hans-Böckler-Stiftung 2015). Vom 
Mindestlohn profitieren daher in erster Linie Arbeitnehmer, deren Vergütung tarifunabhängig erfolgt.
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Es wäre daher falsch, mit den entstandenen Kontakten und Erfahrungen aus regierungsseitig 
eingerichteten Gremien allzu große Hoffnungen auf eine zunehmende Zusammenarbeit zu verbin-
den. Zu unterschiedlich sind die Organisationen inhaltlich und strategisch ausgerichtet, zu stark 
sind die Gewerkschaften auf bestehende Einbindungsstrukturen fokussiert. Auf eine Chance für 
die in der Gewerkschaftsforschung neuerdings ins Spiel gebrachte „autonome Revitalisierung“, in 
der Organizing und Coaliton building an Stelle des Korporatismus treten (siehe zum Beispiel 
Birke 2011: 161, Rehder 2014: 242), gibt es keinerlei Hinweise – ganz im Gegenteil. Die Blickwinkel 
sind selbst dort, wo manche in der Partnerschaft eine logische Konsequenz aus inhaltlichen 
Übereinstimmungen sehen, vollkommen andere. Das gilt nach wie vor auch und gerade in Fragen 
aus dem Spektrum von Debatten zu Nachhaltigkeit und Unternehmensverantwortung. Für 
Gewerkschaften geht es innerhalb solcher Themen um betriebliche Aspekte, während NGOs sich 
an einem umfassenden CSR-Verständnis orientieren. Letztlich bleibt die gewerkschaftliche 
Sichtweise bei solchen Verantwortungsthemen eine Mitgliederperspektive, die normativ zwar in 
keinem Konflikt zu NGO-Positionen steht, die aber strategisch-operativ eine deutlich andere 
Priorisierung zur Folge hat. Dieser Dissens zwischen dem regionalen und globalen Blickwinkel ist 
aus Sicht der Nichtregierungsorganisationen einigermaßen enttäuschend, denn die Stärkung 
gewerkschaftlicher Interessenvertretung in fernen Produktionsländern stellt eine wesentliche 
Forderung und ein bedeutendes Instrument der operativen Arbeit vieler Wirtschafts-, 
Nachhaltigkeits- und Menschenrechts-NGOs dar. 

Zweifelsohne existieren gerade in diesen Feldern viele Berührungspunkte – doch das hat mit dem 
Facettenreichtum der Debatte zu tun und weniger mit einer Verwandtschaft der Organisationen. 
Zwar mögen sich die Akteure in einer Reihe von Themen sehr nahe sein. Doch allzu schnell wird 
gerade seitens der NGOs auf dieser Grundlage der Schluss gezogen, man bewege sich aufeinander 
zu. Die Entscheidung, ob kooperiert wird, basiert aber eben nicht in erster Linie auf inhaltlicher 
Übereinstimmung, sondern wird aus einer Machtperspektive getroffen. Und so deutet, allen 
anderslautenden Hoffnungen und Annahmen zum Trotz, bislang kaum etwas auf die große Liebes-
heirat hin – daran wird auch die rauschende Party von Berlin mit ihren anschließenden Sympathie-
bekundungen nichts ändern.
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